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Donnerſtag den 7. September. 


Inland. 
* Poſen, den 6. September. N 
war im Voraus zu erwarten, daß 
deutſchen Nationalverſammlung und der einzelnen Specialparlamente nicht in 
der erſten Zeit ſchon ſich in die ihnen zukömmlichen Geleiſe ſo feſt und ſicher 
würden eingefahren haben, um nicht hin und wieder von ihrer Pfadlinie abzu⸗ 
ſpringen und in ein ihnen fremdes Reſſort einzugreifen. Noch iſt kein Geſetz 
vorhanden, durch das die Befugniſſe der Specialregierungen gegenüber der 
Centralregierung, die Gerechtſame der Specialparlamente gegenüber dem Na⸗ 
tionalparlamente in beſtimmter, genau verzeichneter Weiſe abgegrenzt würden; 
von dem eigenen Takt dieſer Körperſchaften, von ihrem gegenſeitigen bereitwil⸗ 
ligen Entgegenkommen hängt es ab, bis zur definitiven Vereinbarung eines 
ſolchen Geſetzes ſich bei Competenzſtreitigkeiten in vorläufiger Weiſe zu verſtän⸗ 
digen. Taktloſigkeit war es, die am 6. Auguſt zwiſchen der Centralregierung 
und der preèußiſchen Specialregierung den Zuſammenſtoß herbeiführte, und 
diefe zu einem nicht minder plumpen, vollſtändigen Ignoriren des von der Cen⸗ 
tralſtelle ergangenen Befehls veranlaßte. Leicht hätte es dahin kommen können 
daß von dem unterlaſſenen Hurrah die Mauern des deutſchen Einheitstem⸗ 
pels zuſammenſtürzten; bedenkliche Riffe wurden ſchon ſichtbar. Doch Peucker 
fagt, daß überall die Huldigung rite vollzogen worden und Peucker iſt ein 
aufrichtiger, gradfinniger Mann; fo ward die Sache vertuſcht. Jetzt ſind wir 
nahe daran, zwiſchen den Parlamenten ſelbſt einen ähnlichen Competenzkonflikt 
losbrechen zu ſehen. 

Die preußiſche Nationalverſammlung hatte am 4. Juli eine Commiſſton 
gebildet, die mit Unterſuchung der nationalen Verhaͤltniſſe in der Provinz Po⸗ 
ſen ſich befaſſen, Mittel und Wege zur Wiederherſtellung des Landfriedens ſo 
wie zur Verhütung neuer Zerwürfniſſe angeben, endlich das bei der Reorgani⸗ 
ſation des einen Theils einzuſchlagende Verfahren ausfindig machen ſollte. In⸗ 
zwiſchen hat das Frankfurter Parlament durch Beſchluß vom 27. Juli die 

fuel ſche Demarkationslinie bereits anerkannt und nur einzelne Modifikationen 
derſelben dem Gutachten der Centralgewalt vorbehalten. Die Frankfurter Ent⸗ 
ſcheidung hat nun, wie man auf den erſten Blick erſteht, mit dem Berliner 
Commiſſionsauftrag gar keinen Berührungspunkt; jene bezieht ſich auf eine 


räumliche Abgrenzung, dieſer auf die qualitativ von unſrer Regierung zu beobach⸗ 


tenden Maßregeln. Aber die Partei, welche unabläſſig bemüht iſt, dem raſchen 
Verlauf der hier durch die Verhältniſſe gebotenen Entwickelung möglichſt viele 
Hinderniſſe in den Weg zu legen, verſäumte es nicht in den betreffenden Be⸗ 
ſchlüſſen der beiden Parlamente einen Widerſpruch herauszuklügeln: daß durch 
die in Frankfurt geſchehene Grenzfeftftellung der Commiffionsauftrag unmög⸗ 
lich, oder doch erſchwert, jedenfalls präjudieirt würde; und fo gründet fie auf 
dieſe Einwände den Antrag, das Staatsminiſterium zu veranlaſſen, bis zur 
Vollendung der Commiſſtonsarbeit ſich einer von Frankfurt aus etwa ergehenden 
Grenzregulirung entgegen zu fiellen. 


Daß durch die Frankfurter Entſcheid di l . 
auftrages unmöglich 8 eee ee RN 88 


a e B für A 
Recht einſteht und die Macht in Händen hat es zu verfechten, gelangt ans Biel, 
nicht felbft mit unverſtändiger Hand Steine herbeiträgt, ſich den 


er nur N 
se verlegen. Präjudicirt aber in der That foll die Commiſſton werden, 


präjudicirt durch den Frankfurter Beſchluß in dem Sinne daß ſie es ſich nicht 
beifallen laſſe, das Zuſtandekommen einer Demarkationslinie überhaupt noch 
einmal in Frage zu fiellen. Wir müſſen dem preußiſchen Parlamente und einer 
von ihm ausgehenden Commiſſion die Competenz in dieſem Punkte durchaus 
beſtreiten. Als bloße Vertreter des preußiſchen Volkes und ſeiner beſondern 
innern Intereſſen haben ſie die Ziehung der Demarkationslinie mit gleichzültigem 
Auge zu betrachten, da die gegeneinander abgegrenzten Theile nach wie vor in ge⸗ 
meinſchaſtlicher Beziehung zu Preußen verbleiben, in dieſer Hinſicht alfo durch die 
Zerſchneidung des bisherigen Provinzialkomplexes Nichts geändert wird, die ganze 
Operation mithin vom fpeciell preußiſchem Standpunkt betrachtet nur fo viel, 
als eine neue Bezirks⸗ und Kreiseintheilung bedeutet. Die weitere Frage, ob 


und inwiefern die von einander geſonderten Partiten einer verſchiedenen Ver⸗ 


waltung unterworfen werden ſollten, iſt reilich von erheblichem Velang und hier 
findet ſich ein Punkt, wo die preuß. Nationalverſammlung auf ausſchließliche 
Competenz Anſpruch machen darf. Dagegen bleibt in Bezug auf die bloße räumli⸗ 
che Feſtſtellung einer für Preußen als ſolches an ſich gleichgültigen Durchſchnittsli⸗ 
nie die Berliner Verſammlung durchaus dem Frankfurter Parlamente unterge⸗ 
ordnet. Denn die Demarkation iſt eine deutſche Angelegenheit, nicht eine ſpe⸗ 
ciell⸗preußiſche, und der vertretenden Körperſchaft des deutſchen Volkes kommt 
es zu, hierbei die leitenden Geſichtspunkte anzugeben und feſtzuhalten. Billig 
wäre es freilich, daß die Frankfurter Verſammlung bei Vollziehung ihres Bes 
ſchluſſes für die vorzugsweiſe auf preußiſchem Boden ſich bewegende Diskuſſton 
eine preußiſche Vermittelung zu Hülfe nähme; und ſie hätte zu wählen, ob fie 
ſich dabei an die preußiſche Regierung, an das preußiſche Parlament, oder an 
den direkt dabei betheiligten Ausſchnitt des preußifhen Volkes wenden wollte. 
ber das ift eigentlich bereits geſchehen; das Frankfurter Parlament hat ſich 
chigen Tortabiſchen Vermittelung umgeſehen und iſt zu dieſem Behuf mit 
akte 
ſchen Bevölkerung unſtrer Provinz rein und unverfälſcht hervorbricht. Die 
Pfuelſche ua bedeutet die vom Volke ſelbſt gezeichnete, durch 
deſſen eigene hundertfältige Reklamationen berichtigte Grenze, wo Deutſchland 
hüben, von Polen drüben ſi idet. Durch die Annahme der Pfuelſchen 
Trennungsvorſchläge ; ſich ſche 
reußiſchen Votums in dichtem gerechten Anſpruch auf beſondere Beachtung des 
5 Würde dem Antrag ed denuſchen Angelegenheit vollkommen Genüge gethan. 
f N A: be der Commiſſion von Seiten des preußiſchen Parla⸗ 
ments beigeſtimmt, fo hieße das mit der Frankfurter Verſammlung einen Streit 
vom Zaune brechen und 11 eine Schwächung der kaum erſt wieder reſtaurirten 
Centtalgewalt ane Die Demarkationslinie in ihrer gegen⸗ 
wärtigen, vom Volke fe N redigirten Geſalt wird und muß ihre Gültigkeit 
behalten; es kann im Einzelnen von einer nachträglichen Amendirung in ſtrate⸗ 


4 


die neu geſchaffenen Gewalten der 


ſogleich an die Quelle gegangen, wo das Verlangen der deut⸗ 


in weiteren Kreiſen keine andere Norm gelten laſſen, 
So if die polniſche Nation exproprürt worden, unter an⸗ 
dern Gründen auch in der welthiſtoriſchen Abſicht, um den proteſtantiſchen Staat 


5 | u laſſen, verfallenden Macht des 
ſächſiſchen und des ſkandinaviſchen Volkes allein die Gedankenfreiheit = Nor⸗ 


Weasel TAN der gehobenen commerciellen Thätigkeit, in der geordneten 


auf feſter Baſis ruhender Staaten eine ſelbſtſtändige Rolle zu 
Verblendung trieb fie gegen die aus geſchichtlicher Nothwend 


Das ſoll nun anders werden: die vollſtändi ionalitä 
5 r ; ändigſte Wahrung der Nationalität 
33 150 Preußens und Oeſterreichs den 3 Unterthanen ih⸗ 
eines frei 905 ich garantirt. Aber eine Mitwirkung zur Wiederherſtellung 
darf de > Polens unter Herausgabe der inzwiſchen germaniſtrten Landestheile 
abi u deutſchen Staaten nicht zugemuthet werden; das hieße Feſtungswerke 

agen, Eiſenbahnen aufreißen, um das expropriirte verfallene Schloß wieder 
Ort und Stelle aufzurichten. Man ſchmeichelte ſich in einem felbfifländigen 
Polen eine Vormauer gegen Rußland zu gewinnen. Wohl wahr; allein es 
tragt ſich nur, ob, wenn es einſt zum Schlagen käme, das Thor dieſer Vormauer 
ſich gegen Often oder Weſten öffnen würde. Und dann, wozu braucht Deutſch⸗ 
Land eine Vormauer gegen Rufland; beginnt einſt der Kampf der weftlichen Ci⸗ 
villſatlon mit dem öſtlchen Barbarenthum, fo it es beflet die Gegenfäge progen 
auf einander in aller Härte ohne einen zwiſchengeſchobenen Dämpfer von immer 
doch zweideutiger Wikkſamkett und zweifelhafter Beſtändigkeit. War die Thel⸗ 
lung Polens ein Verbrechen, was wir entſchieden beſtreiten, ſo wäre jeder Oman 
zu einer auf Koſten Deutſchlands jetzt zu veraulaſſenden Wiederzuſanten fügen 5 
Theile, wäre namentlich alſo auch die Wiederaufhebung der durch den bat. 
furter Beſchluß bereits anerkannten Demarcation eine zum Verbrechen noc and 
hinzutretende Thorheit, ein Schwabenſtreich, deſſen ſich das Einige Den 


" A 
obwohl noch nicht 40 Jahr alte, dennoch nicht wird zu Schulden kommen falle 


den der⸗ 

Poſen, den 6. Sept. Erſt der geſtrige Abendzug Rn a nach 

jenigen Mitbürger wieder zugeführt, welche ſich bei der groß des Empfanges 

Stettin am Sonnabend betheiligt hatten. Ueber die Hane hen Vergnüngen 
und die allſeitigen Anſtrengungen der Stettiner, den Poſele, . 


ö a Anerkennung und 
zu bereiten, vernimmt man hier nur eine Stimme der 8 des 
7 


; 055 tung dieſes Ertrazuges den Preis 
Dankes. Die Bahndireftion hatte bei Veranſta Folge davon war denn, 


7 5 f llt; 
für Hin: und Rückfahrt auf nur einen Thaler geſtellt; en 
daß eine Geſellſchaft von anderthalb tauſend Perfonen 5 drei und dreißig Wag⸗ 
gons dem ſchönen Stettin zueilte. Grenzenloſer Jube empfing die Ankommen⸗ 
den, die mannich fachſten Zurüftungen, Freudenſchüſſe, das feſtliche Ausſehen der 


Ne, a, ea 


Straßen, die in Laubgewinden und Fahnen praugten, Juſchriften und Trans⸗ 
parente, das Wehen der Tücher, mehr aber als alle dieſe äußeren Zeichen das 
warme lebendige Wort der Stettiner Bürger gaben den Poſenern die wohlthnende 
Gewißheit, daß fie in der That als liebe willkommene Säfte betrachtet ſeien. 
Auf dem Paradeplatze, bis wohin in unabſehbarem Zuge die Aukömmlinge von 
den Einheimiſchen geführt worden waren, deſfilirte die Stettiner Bürgerwehr an 
der unſtigen vorüber, deren Kommandant, Aſſeſſor Herzberg, in ſeinen Dank 
zugleich eine Beleuchtung des ganzen Bürgerwehr⸗Inſtitutes verwebte. Majer 
Müller, Führer der Stettiner Bürgerwehr, antwortete darauf. Oegen Mittag 
trugen daun ſieben reich bekränzte Dampfboote, welche die zuvorkommenden 
Wirthe gestellt, auf der Oder die ganze Geſellſchaft zwiſchen dem Maſteuwalde 
der vor Anker liegenden und ſalutirenden Seeſchiffe hindurch und einige Meilen 
weit hinaus bis in die Nähe des Haffes. Die Zurückkehrenden erwartete dann 
in den ſchönſten Lokalen der Stadt, wie in der Börfenhalle, im Hötel du Nord, 
im Schüpenhaufe, eine wohlgerüſtete Tafel, bei welcher die Stettiner es ſich nicht 
nehmen ließen, unſeren Mitbürgern aus eigenem Vorrathe wacker zuzutrinken. 
Natürlich fehlte es auch nicht an mancherlei Toaſten, unter denen einer, der in 
der Börſenhalle von einem Stettiner auf beſondere Veranlaſſung ausgebracht 
wurde und dem Könige galt, wegen des ungeheuren Anklanges, den er bei der 
ganzen Geſellſchaft fand, als der bedentſamſte erſcheint. Abends um 10 Uhr 
trat dann ein großer Theil der Poſener die Rückfahrt an; ein anderer blieb, um 
am Montage Swinemünde zu beſuchen und dort vom Looiſeuthurme aus der Daͤ⸗ 
niſchen Fregatte „Havfruen“, die bereits den Abzug genommen hatte, erleichler⸗ 
ten Herzens nachzublicken. — Vom Wetter waren übrigens die Pofener bei der 
ganzen Fahrt nicht begünſtigt worden; unter dem ſtärkſten Regen hatten ſie 
Sonnabend um 10 Uhr Nachts den hieſigen Bahnhof verlaſſen, und auch am 
anderen Tage blieb das Wetter regneriſch und kalt. Noch muß eines Zwiſchen⸗ 
ſalles gedacht werden, der für die davon Betroffenen nicht beſonders erbaulich 
geweſen fein mag. Zwiſchen Wronke und Dragig blieben nämlich die vier letzten 
Waggons in Folge des Springens der Verbindungkette ruhig auf der Bahn eben, 
ohne daß dieſer Verluſt von dem großen Zuge ſogleich bemerkt worden wäre. Für 
die Verwaiſten erwuchs daraus ein bedeutender Zeitverluſt, denn vier Stunden 
vergingen, ehe eine nachgeſchickte Lokomotive Mutterſtelle bei ihnen vertreten 
konnte, und fo trafen fie denn erſt am naͤchſten Mittage in Stettin ein, gingen 
mithin der Creme des Empfanges verluſtig. Ein ernftlisher Unfall iſt auf der 
Fahrt felbft nicht vorgekommen, dagegen hört man von mehreren choleraartigen 
Erkrankungen, die zum Theil ſchon in Steltin, zum Theil hier nach der Rückkehr 
unter den Paflagieren vorgetommen fein ſellen, und gewiß iſt, daß in der Ishten 
Nacht eine Bäckerfrau vom Markte, die ger e wie in St U 
unter allen Symptomen der Cholera verſchieden if, Da di g ee ns i 
Folge des Genuſſes von Weintrauben und ſonſtiger Vernachläſſigungen erkrankt 
ſein folk, ſo dürfen wir uns vorläufig noch der Hoffnung überlaſſen, daß dieſer 
bedauerliche Fall ein vereinzelter bleiben wird. 
Berlin, den 6. Septbr. Se. Majeflät der König von Preußen in Sei⸗ 
nem Namen, wie im Namen des Deutſchen Bundes, einerſeits und Seine Ma⸗ 
jeſtät der König von Dänemark, Herzog von Schleswig und Holſtein, anderer⸗ 
ſeits, von dem Wunſche beſeelt, ſo ſchleunig als möglich die Feindſeligkeiten zwi⸗ 
ſchen ihren beiderſeitigen Kriegsheeren zu beenden, haben zum Zwecke des Ab⸗ 
ſchluſſes eines Waffenſtillſtandes unter der Vermittelung Sr. Majeität des Königs 
von Schweden und Norwetzen zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: Se. 
Majeſtät der König von Preußen: den Herrn Guſtav von Below, Ihren Geier 
ral⸗Major à la suite a0. 1c. zc. — und Se. Majeſtät der König von Dänemark: 
den Herrn Chriſtian Hoyer von Bille, Ihren Kammerherrn, außerordentlichen 
Geſandten sc. 3. ze und den Herrn Holger Ehriſtian von Reedtz, Ihren Kammer⸗ 
heren 36. ic. 1c. welche ſich in der Stadt Malmoe vereinigt haben und, nach Aus⸗ 
wechſelung ihrer in guter und beglaubigter Form befundenen Vollmachten, über 
olgende Artikel übereingekommen ſind: ; Ä 
8 Are. 1. Vom Tage der Unterzeichnung der gegenwaͤrtigen Convention an 
gerechnet, ſollen die Feindſeligkeiten zu Lande und zur See wahrend jieben Mo⸗ 
naten vollſtaͤndig eingeſtellt werden, mit einer Aufkuͤndtgung von einem Monate 
fuͤr jeden der beiden contrahirenden Theile. Wenn von der einen oder der an⸗ 
deren Seite eine Aufkuͤndigung nicht ſtattfindet, ſo wird angenommen, daß in 
die Verlängerun des Waffenſtillſtandes von beiden Seiten gewillige iſt. Art. 2. 
Würde der Waffenſtillſtand durch einen der beiden Theile aufgekündigt, fo ſollen 
die beiderfeitigen Kriegsheere diejenigen Stellungen wieder einnehmen konnen, 
welche ſie im Augenblick des Abſchluſſes der gegenwaͤrtigen Convention inneha⸗ 
ben, und welche von zweien durch die kommandirenden Generale ad hoc dele“ 
girten Offizieren’ auf einer Karte verzeichnet werden ſollen. Art. 3. Die durch 
die Sermacht Sr. Maj. des Königs von Dänemark bewerkſtelligten Blokaden 
ſollen unverzuͤglich nach Auswechſelung der Ratiſikations-Urtunden aufgehoben 
und die hierzu erforderlichen Befehle, wenn irgend moͤglich, an demſelben Tage 
den Befehlshabern der K. Daͤniſchen Kriegsſchiffe zugefertigt werden. Art. 4. 
Alle Kriegs- und polleiſche Gefangene ſollen von beiden Thelen ohne Verzug 
und Vorbehalt in Freiheit geſetzt werden. Art. 5. Alle Schiffe, welche ſeit dem 
Beginne des Krieges aufgebracht oder mit Beſchlag belegt ſino, follen binnen 12 
Tagen nach der Unterzeichnung dieſer Convention, oder fruͤher, wenn dies moͤg⸗ 
lich iſt, mit ihren Ladungen freigelaſſen werden. Preußen, ſowohl in feinem 
eigenen Namen, als im Namen des Deutſchen Bundes, willigt darein, daß Daͤ⸗ 
nemark für die Requiſitionen in natura, die in Juͤtland fuͤr Rechnung der 
reußiſchen und Bundestruppen erhoben find, entſchaͤdigt werde; und Dänemark 
verpflichtet ſich ſeinerſeits, den Werth der Schiffe oder Ladungen zu erſetzen, 
welche etwa verkauft find und nicht in natura zurückgegeben werden konnen. 
§. 6. Die beiden Herzogthuͤmer, jo wie die dazu gehörigen Inſeln, ſollen ſowohl 
von den Daͤniſchen Truppen, wie von denen des Deutſchen Bundes, in dem 
Zeitraume von 12 Tagen, nachdem die betreffende Ordre den Ober Befehls ha⸗ 
dern zugekommen fein wird, geräumt werden. Jedoch ſoll es dem Deutſchen 


Bunde, wie Sr. Mal. dem Könige von Dänemark geſtat 

Deutſchen Bund in der Stadt Altona, ſo wie auf ae 
Herzogthuͤmer, und für Se. Majeftät den König von Daͤnemark auf der Inſel 
Alſen ſich befindenden Hoſpitaͤler und Militaͤr⸗Depots von Abtheilungen reſp. 
Deutſcher Bundes und Daͤniſcher Truppen bewachen zu laſſen welche ſowohl 
fuͤr den einen wie für den anderen der beiden Theile die Anzahl von 2000 (zwei⸗ 
tauſend) Mann nicht uͤberſchreiten ſollen. Die aus dem Herzogthume Schleswig 
gebürtigen Soldaten, welche ſich gegenwärtig im Militairdienſte in den Herzog⸗ 
thümern befinden, ſollen in beſondere Abthetlungen formirt, im Herzogthum 
Schleswig ſtationirt werden. Dieſe Abtheilungen ſollen, zum Zwecke der Auf⸗ 
rechthaltung der Öffentlichen Ruhe, unter die Befehle der in Gemaͤßheit des fol⸗ 
genden Artikels einzuſetzenden Regierungs⸗Behoͤrde geſtellt werden, welcher letzte⸗ 
ren es zuſtehen ſoll, zur Erleichterung des Landes diejenigen Offiziere und Sol: 
daten in ihre Heimath zu entlaſſen, Welche als für den Dienſt nicht noͤthig er: 
achtet werben. Die im Herzogthum Holſtein zu ftationivende Milltatrmacht fol 
aus der gegenwärtigen Kopfzahl der regulären Truppen dieſes Beh thums be⸗ 
ſtehen, welche einen Theil der Deutſchen Bundes; Armee ausmachen. Dieſe Hol⸗ 
ſteiniſchen Truppen werden zur Verfügung der egierung der beiden Herzogthuͤ— 
mer geſtellt, dürfen aber nur in Folge einer aber dee en zwiſchen der Regie⸗ 

eutſch 


rung der Herzogthuͤmer und dem Oberbefehlshaber der . 
vermindert werden. Art. 7. Die beiden eontrahirenden T elle . 


kommen, für die Dauer des Waffenſtillſtandes eine gemeinſame Regierung fuͤr 
die beiden Herzogthuͤmer einzuſetzen, welche ihre Amtshandlungen im Namen Sr. 
Maj. des Königs von Dänemark, in Ihrer Eigenſchaft als Herzog von Schles⸗ 
wig und Holſtein, und mit Dero Machtvollkommenheit ausuͤben wird, mit Aus⸗ 
nahme der geſetzgebenden Gewalt, die währeud der Dauer des Waffenſtillſtan⸗ 
des ruht. Dieſe Regierung wird aus fünf aus den Notabeln der beiden Her: 
zogthuͤmer zu waͤhlenden Mitgliedern zuſammengeſetzt werden, welche allgemeine 
Achtung und Anſehen genteßen. Zwei von dieſen Mitgliedern werden von Sr. 
Maj. dem Könige von Preußen Seitens des Deutſchen Bundes, für das Her⸗ 
zogthum Holſtein, und zwei von Sr. Maj. dem Könige von Dänemark, Herzoge 
von Schleswig und Holſtein, fuͤr das Herzogthum Echleswig ernannt werden. 
Das fünfte dieſer Mitglieder, welches die Funktionen des Präſidenten der ges 
meinſamen Regierung der beiden Herzogthuͤmer zu übernehinen: hat, wird in 
Folge gemeinſchaftlicher Einigung von Ihren erwähnten Majeftären ernannt wer⸗ 
den. Man iſt dahin uͤbereingekommen, daß weder die vor dem 17. März c. an⸗ 
geſtellt geweſenen Regierungs- Mitglieder (Schleswig Holſteiniſche Regierung) 
noch diejenigen, welche die Regierung ſeit dieſer Epoche gebildet haben, in dieſe 
neue Verwaltungs- Behörde EINEFFELEN koͤnnen, welche letztere, ſobald als möglich 
und ſpateſtens 14 (vierzehn) Tage nach Unterzeichnung der. gegenwärtigen, Eon. 


vention in Funktion treten ſoll. Man hat ſich ferner daruͤber verftändigt, daß 


alle und jede ſeit dem 17. Marz d. J. fuͤr die Herzogthuͤmer erlaſſenen Geſetze, 
Verordnungen und Verwaltungsmaaßregeln im Augenblick des Amtsantritts der 
neuen Regierung aufgehoben werden follen; jedoch foll der letzteren das Recht zu⸗ 
ſtehen, ſolche nach dem 17. Maͤrz d. J. erlaſſenen Geſetze, Verordnungen und 
Verwaltungsmaaßregeln wieder in Kraft treten zu laſſen, deren Aufrechterhal⸗ 
tung ihr unerläßlich oder fuͤr den regelmaͤßigen Geſchaͤftsgang erſprießlich erſcheint, 
welche indeſſen keinenfalls etwas den Beſtimmungen des Art. XI. (elf) Wider- 
ſprechendes enthalten duͤrfen. Art. 8. Se. Maj.“ — Koͤnig von Preußen im 
j. d oͤnig 


Namen des Deutſchen Bundes und Se. Maj. der von Danemark ſollen 
eo ; Se d der Dauer des Waffenſtillſtandes zu teiidiren UN) den. 
mittelnd über die Ausführung der vorftehenden Stipulationen zu wachen, fi ie 
über die unpartetiſche Anwendung der Geſetze zu Gunſten der Dänifchen 0 der 
Deutſchen Bevölkerung, Art. 9. Das Herzogthum Lauenburg ſoll waͤhrend 112 
Dauer des Waffenſtilſtandes von einer Commiſſion verwaltet werden, zu welcher 
Se. Maj. der König von Preußen Namens des Deutſchen Bundes ein Mit; 
glied, Se. Maj. der König von Dänemark, in feiner Eigenſchaft als Herzog 
von Lauenburg, das zweite Mitglied ernennen und beide Souveraine Sich uber 
die Wahl des dritten Mitgliedes, des Vorſitzenden der Regierung des Herzog⸗ 
thums, vereinigen werden. Dieſe Behoͤrde wird das Herzogthum Lauenburg im 
Namen Se. Maj. des Königs von Danemark, als Herzogs von L uenburg, in 
eben der Weiſe verwalten, wie ſolches im Art. 7 (fieben) in Betreff der Herzog⸗ 
thuͤmer Schleswig und Holſtein feſtgeſetzt worden iſt. Es wird von einer Ver; 
ſtandigung zwiſchen dieſer Verwaltungs⸗Behoͤrde und dem Oberbefehlshaber der 
Deutſchen Bundestruppen abhaͤngen, ob es zweckdienlich iſt, eine Abtheilung der 
Deutſchen Bundestruppen in das Herzogthum Lauenburg zur Verfügung der ge: 
dachten Behoͤrde einruͤcken zu laſſen. Art. 10. Die beiden kontrahtrenden Theile 
werden Großbritanien um die Garantie fuͤr die genaue Ausfuͤhrung der Areltel 
der gegenwartigen Waffenſtillſtands- Convention erſuchen. Art. 11. Es iſt aus: 
druͤcklich verſtanden, daß die Beſtimmungen dieſer Convention in keiner Weiſe 
den Bedingungen des definitiven Friedens prajudiziiren, über. welche die Unter⸗ 
handlungen unmittelbar eroͤffnet werden ſollen, und daß weder der Deutſche 
Bund, noch Dänemark die Anſprüche und Rechte aufgeben, welche fie jederſeits 
geltend gemacht haben. Art. 12. Die gegenwärtige Convention ſoll ratificirt und 
die Ratifikations Urkunden innerhalb eines Zeitraumes von 8 Tagen, von dem 


Tage der Unterzeichnung an gerechnet, in Luͤbeck ausgewechſelt werden. Die ge 


genwärtige Convention iſt in doppelten Exemplaren in Franzoͤſiſcher, Daͤniſcher 
und Deutſcher Sprache ausgefertigt worden. Man iſt uͤbe reingekommen, daß 
die uͤber die Auslegung derſelben etwa entſtehenden Zweifel nach der Faſſung des 
Franzoͤſiſchen Textes entſchieden werden ſollen. 

Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten die gegen⸗ 
wärtige Convention vollzogen und ihre Siegel beidrucken laſſen. So geſchehen 
zu Malmoe, den 26. Auguſt 1848. „ 

(gez.) Guſtav von Below. (L. S.) gez. Bille. 

L. 8 (L. S.) gez. Reedtz. 


Waffenſtillſtands⸗Convention.] 

Berlin, den 3. Sept. Das Uutertichts⸗Miniſterium hat die Beſtim⸗ 
mung getroffen, daß der von den Lehrern der höheren Lehranſtalten beantragte, 
auf Wahl beruhende Schultag ſtattfinden Fol. Die Zahl der zu Wahlenden 
hat es auf 31 für die ganze Monarchie ſeſtgeſtellt. Die Wähler gehören ſechs 
verſchiedenen Kategorien au, nämlich Lehrer 1) der Gymnaſten, 2) der Pro- 
gomnaſien, 3) derjenigen Anſtalten, die den unteren Gymnaſialklaſſen gleichſte⸗ 
hen, 4) der Real- und höheren Bürgerſchulen, 5) der Mittelſchulen, 6) der⸗ 
jenigen Schulen, die den unteren Realſchulklaſſen gleihftehen. Ueber die Wahl⸗ 
art iſt angeordnet, daß jede der beiden Hauptklaſſen, unter welche dieſe ſechs 
Kategorien ſich bringen laſſen (1—3 Gymnaſten, 3 — 6 Realſchulen), wenig⸗ 
ſtens einen Direktor und einen Lehrer wählt. Ein fo zuſammengeſetzter Schultag 
würde den Erwartungen der höheren Lehrerwelt wenig entſprechen, auch nicht 


— 


mit den Verheißungen des Ministeriums Rodbertus in vollem Einklange ſte⸗ 
hen. Zunächſt erſcheint die Zahl 31 als eine durchaus unzureichende und auch 
vollkommen willkürlich genommenen. Es follen die acht Provinzen des Preußiſchen 
Staats und in jeder derſelben ſechs Kategorien von Lehranſtalten vertreten werden. 
Die einfachſte Rechuung wäre danach 48. Das Miniſterium Rod bertus hatte 
verheißen, die Zahl der zu Wählenden in ein beſtimmtes Verhältniß zur Geſammt⸗ 
zahl der Lehrer zu Pen und zwar jo, daß auf je 30 Lehrer ein Deputirter zu 
wählen fei- Der Verein der Berliner Gymnaſial⸗ und Reallehrer hat nun eine 
neue Petition an das Unterrichts⸗Miniſterium eingereicht, des Inhalts, daß im 
Bethältniß der 8 Provinzen und der 6 zu vertretenden Kategorien die Zahl der 
zu Wählenden zu gering erſcheinen und deshalb angemeſſen erhöht werden möge, 
etwa in dem früher verheißenen Verhältniß von 1 zu 30. 2) Daß der vorge⸗ 
ſchriebene Wahlmodus, der die freie Wahl beſchräuke, aufgehoben und die Wahl 
ganz frei gegeben werde. 3) Daß die nach der Miniſterialbeſtimmung dom 
Wahlrecht ausgeſchloſſenen noch nicht feſtangeſtellten Hülfslehrer das Wahlrecht 
erhalten, ſofern fie nicht etwa noch eandidati probandi find. 4) Daß die eben⸗ 
falls ausgeſchloſſenen Elemeutarlehrer der höheren Bürgerſchulen, die wahrſchein⸗ 
lich durch ein Verſehen auch bei den Kreis-Konferenzen der Elementarlehrer aus: 
geſchloſſen waren, nun wenigſteus hierbei das Wahlrecht erhalten. Mag das 
Miniſterium nun bei ſeiner Entſchließung beharren oder mag es auf die 
nannten vier Anträge eingehen, der Schultag wird in beiden Fällen ſeinem Zwecke 
nur ſchwer entſprechen. Es ſoll berathen werden um Umgeſtaltung des höheren 
Schulweſens, es hätten nur Oymnafials und Reallehrer (Direktoren na. 
türlich eingeſchloſſen) berufen werden ſollen, ſechs Kategorien aber in einen Topf 
werfen, das giebt wenig Aus ſicht. ö i 
Aus Pommern, den 29. Auguſt. Der iſcaelitiſche Lehrer Wedell in 
Anklam hat auf eine in Veranlaſſung eines beſonderen Falles an das Miniſte⸗ 
rium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten gerichtete An⸗ 
frage, ob es zum Ehriſtenthum übergetretenen Juden geſtattet ſei, wieder zum 
Judenthum zurückzukehren, folgenden Beſcheid erhallen: „Auf Ihre Anfrage 
vom l. d. M. erhalten Sie hierdurch zum Beſcheide, daß dem beabsichtigten 
Rücktritt der Familie N. R zum Judenthum ein ſtaatsgeſetzliches Hinderniß 
nicht mehr im Wege ſteht. Berlin, den 22. Auguſt 1848. Miniſterium der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinals Angelegenheiten. (gez.) Dr. J. Schulze.“ 
Frankfurt a. M., den 2. Sept. (70. Sitzung der verfaſſungsgebenden 
Reichsverſammlung vom 1. Sept.) Nachdem der Austritt der Abg. Henſel ll. 
von Zittan und Senff von Poſen angezeigt worden, kündigte der Präſident an, 
daß der Finanz-Ausſchuß den Abg. v. Rotenhan zum erſten, Schott zum 
zweiten Vorſitzenden und Löwe zum Schriftführer gewählt habe. Dieſem Aus⸗ 
ſchuß wurde auch die Berichterſtattung über den durch die Deputation an den 
Meichsverweſer nach Wien veranlaßten Koſtenaufwand im Betrage von 2300 G. 
übertragen. Der Abg. v. Lindenau zeigte an, daß der Ausſchuß⸗Bericht über 
die Vorfälle in den Sitzungen vom 7. und 8. Auguſt bereit liege. 
ordnung if die Beantwortung mehrerer angekündigten 8 1terx 
Reichsminiſter. Der neee Aeußer nen mint z 
eigt zunächſt an, daß die Vorlage des Programms des Neichön 
N inzwiſchen eingetroffenen Nachricht vom Abſchluſſe des Waffenſtillſtandes mit 
car aufgeſchoben werden müſſe. Ueber den Juhalt des Waffenſtilſſandes ſelbſt 
dem Miniſterinm von Seiten der Preußiſchen Regierung noch keine Mittheilung 
ſei etommen. Ferner eröffnet er der Verſammlung, daß Hr. Lieber in Beglei⸗ 
= des Hru. Bernhard nach dem Haag entjendet und beauftragt worden ſei, 
die Rechte Deutſchlands auf Limburg kräftig zu wahren. Nach Brüſſel gehe an 
die Stelle des Grafen Keller, der die Sendung aus Geſundheitsrückſichten ab⸗ 
gelehnt, der General v. Drachenfels in Begleitung des Luxemburgiſchen Abs 
geordneten Munchen ab. Auch Hr. Raveaux werde noch in dieſer Woche die 
Reiſe nach der Schweiz antreten. Der Geſandte im Haag ſei beauftragt, der 
Niederländiſchen Regierung die Beſchlüſſe der National⸗Verſammlung vom 19ten 
Juli in Betreff Limburgs mitzutheilen, ihre Erklarungen entgegenzunehmen und 
Anträge auf Verwirklichung dieſer Beſchlüſſe zu machen. Das Miniferium fei 
entſchloſſen, die Rechte und Intereſſen Deutſchlands in dieſer hochwichtigen Frage 
in ihrem ganzen Umfange zu wahren. Ueber die eingelaufenen Beſchwerden aus 


1 


rer 


Limburg, wonach dort von Holländiſchen Soldaten die Deutſchen Fahnen abgeriſ⸗ 


ſen und die Einwohner mit Einquartierung belaſtet worden, habe das Miniſte⸗ 
rium ſich mit der Holländiſchen Regierung in Vernehmen geſetzt. Dieſe habe er⸗ 
klärt, daß die Zahl der nach Limburg geſendeten Truppen viel zu gering geweſen, 
als daß die Beſorgniß habe entſtehen können, als beabſichtige die Regierung eine 
dewaltſame Erledigung des Streitpunktes. Vielmehr habe man nur Erhaltung 
der Ruhe und Ordnung bezweckt. Das Reichs miniſterium — fährt der Miniſter 
des Aenßern fort — habe jedoch dieſe Erklärungen allzu allgemein und ſelbſt eva⸗ 
N gefunden, und deshalb mit der Holländiſchen Regierung weitere Verhandlun⸗ 
gen gepflogen. Dieſe habe nunmehr erklart, daß die in Limburg entſtandene 
Auſtegung größtenthells der Proklamation zuzuſchreiben ſei, in welcher die Am— 
burgiſchen Abgeoroneten zur National-Verſammlung, die Beſchlüſſe derſelben dem 
Volke bekannt gemacht, und zwar in einer Weiſe, welche durch den Juhalt des 
Beſchluſſes nicht gerechtfertigt werde. Das Reichsminiſterium konute jedoch dieſe 
Anſicht nicht theilen: 60 erkeunt vielmehr an, daß die Limburger Abgeordneten in 
ihrer Proclamation wirklich zur Erhaliung der Ruhe und Achtung der Geſetzlich⸗ 


keit ermahnt hätten. In ihren weiteren Mittheilungen erklärte die Niederländiſche 


Regierung, es fei unwahr, daß die Dentſche Sahne abgeriſſen und mit Füßen ge⸗ 


80 e | 125 | 


auf Tagesordnung beſeitigt wurde, 


eben ge⸗ 


de. ain der Tages. 


erſt das Wort. 
iniſteriums we⸗ 


dent Marraſt. Die Verſammlung nimmt ohne alle Diskuſſton eine! 


treten worden; nur eine einzige Fahne, die auf einem be lee ben 
e e e , e 
rühreriſ entfernen laſſen; in einem auderen Wi 4 Ae 
en des Militairs, die Fahne entfernt, Der Miniſter 0 nr 55 
daß der Geſandte im Haag inſtruirt ſei, auf ſtrenge Unterſuchung der chung A 
falls die Veſchwerden ſich begründet ſänden, auf angemeſſene Genugtht 5 
dringen. Hierauf brachte Wernher den bereits mitgetheilten Antrag ein, hi 
cher von der National-Berfammlung mit 232 gegen 160 Stimmen für dringe 
erklart, nach längeren Debatten aber durch Annahme des Stedtmanw'ſchen Antrags 
Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung war 
Belathung des Berichts des Ausſchuſſes für die Geſchaͤftsordnung über den An⸗ 
trag des Abg. Dietſch von Annaberg, die Wiedereröffnung der für die Zuhörer 
beſtimmten Räume in der St. Paulskirche betreffend. Die Majorität des Aus⸗ 
ſchuſſes beantragte, daß die Räume auf der Gallerie dem Publikum zwar wieder 
eröffnet, jedoch die erforderliche Einrichtung getroffen werde, damit nur eine 
beſchränkte Anzahl von Zuhörern zugelafjen werde, und die Ordnung überall ge⸗ 
handhabt werden könne. Die Minorität des Ausſchuſſes beantragte, die eine Halfte 
der fraglichen Räume für Beſprechungen und ſonſtige Arbeiten der Abgeord⸗ 
neten einzurichten. Nach längerer Debatte wurden beide Anträge verworfen, 
dagegen ein Antrag von Lichnowsky, Stavenhagen, Roß u. A. des Inhalts: 
„Die National-Verſammlung beſchließt, die von dem Bürean am 9. Auguft ge⸗ 
troffenen Mabregeln gut zu heißen und demſelben die Benutzung der dadurch leer 
gewordenen Räume für die Bedürfniſſe der Nationalverſammlung mit Berückſichtigung 
des herannahenden Winters aufzutragen“, bei namentlicher Abſtimmung mit 278 
gegen 134 Stimmen angenommen. Ein Antrag von Wiesner und Conſorten: 
„Die Militair- und Civilbehörden ſind ohne vorher erfolgte Aufforderung des 
Präſidenten der National-Verſammlung nicht berechtigt, zur Handhabung der Ord⸗ 
nung in dem Sitzungslokale der National-Verſammlung und auf den daſſelbe be⸗ 
grenzenden Räumen zu interveniren; dieſe Aufforderung kann blos im Einverſtänd⸗ 
niß mit der National- Verſammlung erfolgen“, wurde verworfen. Schluß der 
Sigung 32 Uhr. Tagesordnung für Montag: Berathung des g. 14. der Grundrechte. 
Gieſſen, den 31. Aug. Wir haben eine ſehr unruhige, ja traurige 
Nacht verlebt. Geſtern Abend, etwa um 11 Uhr, läßt ſich ein Student beige⸗ 
hen, da man ihm den Eintritt in ein Haus verweigert, die Fenſterläden auszu⸗ 
heben und die Feuſter einzuſchlagen. Eine dazu kommende Patronille der Bürger⸗ 
wehr will ihn geziemendermaßen arretiren; der Student ſetzt ſich aber mit ſcharfen 
Waffen zur Wehr und zwingt fo die Bürgerwehr, auch ihn eruſthaft zu tractiren. 
Auf den Hülferuf des Studenten „Burſche 'raus“ erſcheinen alsbald Maſſen von 
Studirenden; doch gelingt es, den Studenten auf das Rathhaus, wo die Haupt⸗ 
wache der Bürgerwehr iſt, zu bringen. Nun organiſiren ſich aber die Studen⸗ 
ten, um das Rathhaus zu ſtürmen, und fofort ertönte nun durch die Straßen 


von der einen Seite der unausgeſetzte Ruf Burſche raus, von der andern Gene⸗ 
. 


ralmarſch. zjcheinenbe Bürgerwehr ſäuberte in geſchloſſenen Ko⸗ 
dein enen Markt, bejepte alle Zugänge zu demſelben und verhinderte ſo den Zu⸗ 
tritt zum Rathhauſe. Jeßt errichten die Studirenden, von der Bürgergarde nach 
dem Wallthore gedrängt, eine Barricade, und leider ſind durch Steinwürfe meh⸗ 
rere Bürger in ihrem Dienſte für Ruhe und Ordnung gar nicht unerheblich verletzt. 
Bei dem Treiben und Ringen um den Platz des Widerſtandes werden die Later⸗ 
nen zertrümmert, in voller Finſterniß fallt ein Schuß, und mit dem Rufe: 
„Waſſer, Waſſer, ich bin getroffen“, ſtürzt ein Studirender zu Boden. Er 
war nach 10 Minuten verſchieden, ein geborener Gießener. Ungewiß iſt noch, 
von welcher Seite der Schuß gekommen iſt: die Bürger behaupten, ein Student, | 
der weiter zurückgeſtanden, habe geſchoſſeu, und dafür ſpricht, daß der Schuß in 
den Rücken gekommen iſt; die Studenten behaupten, der Schuß fei von der Bür⸗ 
gergarde gekommen. Der Hauptmann hat aber ſogleich die Gewehre unterſuchen 
laſſen, ohne eine Spur von Ladung zu finden. Die Mitwirkung des gerade hier 
liegenden zweiten Württembergiſchen Reiterregiments hatte ſich der Bürgerwehr⸗ 
Oberſt verboten. Die Ruhe iſt heute nicht weiter geftört worden. oe 
Fiume, den 28, Auguſt. So ehen bringt ein Banalcommiſſär die Weis 
nd: der Gouverneur fammt allen magpariſchen Beamten müffen fofort ihre 
Polen verlaſſen und dafür ſorgen, daß die in den Caſſen ‚befindlichen Gelder 
in Fiume verbleiben und nicht nach Beflimmung des maghariſchen Ministeriums 
nach Ungarn geſendet werden. i 7 


h Aus lan d. 1 


Frankreich. ' r . 
Paris, deu 1. Sept Sämmtliche Blätter wiederholen ein 62 9 % 277 
geſtern in der National⸗Verſammlung umlief, und 4000 Mann in Ton 0 
ſchiffen läßt, um Venedig zu Hülfe zu kommen. Br; 
1 ; „ 21 uhr. Praͤſi⸗ 
National-Verſammlung. Sitzung vom 31. Aug. Aufan e e 
f Alas Verſailles und ander 
vorfchlägen an, welche dle Städte mens, Ghatrautaur, Gpinap, ee di 
ermächtigen, ſich unter gewiſſen Bedingungen außerordentliche chen, um ihre A 
Tilgung von Kapitalien, die fie aufzutreiben dc dee dene bie monatlich ; 
loſen Arbeiter zu beſchäftigen. Hiernächſt zieht der Präſtoe, vor⸗ 


geſchriebene Erneuerung der Vüreaus durchs Loos, Dann kehrt die Verfammlung 


0 de gebrochenen Debatte über Abſchaffung 
zur Tagesordnung, nämlich zu der geſtern abgebrod i 101 
des denne un März 1848, das die Zahl der Arbeitsfunden auf 10 täge 


lic ſeſſezt, zurück, Charles Dupimeigreit ZU das Wort, um die ger 
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ſtrigen Angriffe Pierre Leroux's gegen Staat, Regierung, Geſellſchaft und Pri- 
vat⸗Induſtrie zu widerlegen. Dieſe Widerlegung ſcheint ihm um fo nöthiger und 
nüßlicher, weil die ſozialiſtiſchen Ideen keine bloße Theorie mehr ſeien, ſondern 
jetzt in den Köpfen des Armen hauſten; ſie ſeien von der Theorie zur Doktrin ge⸗ 
worden. Als Beweiſe hierfür bezieht ſich der Redner auf die Arbeiterſtürme in 
Lyon, Limoges, Rouen, Paris und in jüngfter Zeit in Montpellier. Senard, 
Miniſter des Innern: Die obſchwebende Frage ſei zu wichtig, um nicht auch die 
Regierung zur Verlautbarung ihrer Anſicht zu noͤthigen. Sie erkläre vaher hier: 
mit, daß ſie das Dekret der proviſoriſchen Regierung vom 2. März bekämpfe. 
Sie bekämpfe aber auch eben fo ſehr die Erläuterungen der Freihandelsſchule, die 
Herr Wolowski gegen das Dekret geltend gemacht. Die Arbeitsſtunden in einer 
abſoluten Weiſe feſiſtellen zu wollen, ſei unſinnig. Die Regierung wiſſe ſehr wohl, 
daß die Konkurrenz manchen Fabrikanten zu unvernüuftiger Ausbeutung feiner Ar⸗ 
beiter zwinge. Dieſen Mißbräuchen wolle fie entgegenſteuern. Sie ſchließe ſich 
daher dem Amendement Alcan's an, das die Arbeitsdauer auf 12 Stunden feſt⸗ 
ſtelle. Wollen Fabrikanten in Uebereinſtimmung mit ihren Arbeitern dieſe Zahl 
überſchreiten, fo haben fie hierfür die Genehmigung der Behoͤrden einzuholen, 
ſonſt verfallen fie in Strafe. Pascal Duprat, Berichterftatter, reſumitt die 
Diskuſſion. Das März⸗Dekret habe die National-Werkftätten geboren, die jähr⸗ 
lich 750 Millionen gekoſtet haben würden. (Oh! Oh!) Es müſſe abgeſchafft 
werden. Die Zufäge werden an den Ausſchuß gewieſen. Vauladelle, Unter⸗ 
richts⸗Miniſter, legt ein Geſetz rüdjichtlich der Verwaltungsſchulen vor. 

Um 6 Uhr wird die Sitzung geſchloſſen. 

Von den Geſellſchafts⸗Inſeln find Nachrichten bis zum 11. März eingetroffen. 
Die Koͤnigin Pomareh hatte am 1. März die Otaheitiſche geſetzgebende Verſamm⸗ 
lung mit einer Rede eröffnet, in welcher ſie ihre definitive Unterwerfung unter das 
Franzöſiſche Protektorat offiziell anzeigte und erklärte, daß fie den Schutz, wels 
chen Frankreich über ihre Inſel auszudehnen beliebt habe, mit Dankbarkeit aunehme. 

In Montpellier hat ein legitimiſtiſcher Aufruhr ſtattgefunden. Der Präfekt 
Riguier und der ihn begleitende Gendarm, die den Tumult ſchlichten wollten, lud 
lebensgefährlich verlegt worden. Die näheren Details fehlen noch. Eine tele: 


graphiſche Depeſche aus Montpellier vom 29ſten meldet der Regierung, daß die 


= 


Ruhe äußerlich Hergeftellt iſt. Die Anfrührer ſeien verhaftet, eine Unterſuchung 
im Gange. a 
Großbritannien und Irland. £ 

London, den 31. Auguſt. Im Oberhaufe boten geſtern die Verhand⸗ 
lungen kein Intereſſe dar. Im Unterhauſe ließ Herr d' Israeli in einer 
langen Rede die Ergebniſſe der diesjährigen Parlaments- Seſſion die Revue paſſi⸗ 
ren. Er ſuchte darzuthun, daß das Reſuftat der neunmongtlichen Lirbelten bet⸗ 
der Häuſer hoͤchſt unbefriedigend ſei, und warf der Regierung vor, viele Zeit ver« 
ſchwendet und nur wenige Maßregeln von wirklichem Nutzen zur Annahme gebracht 
zu haben. Lord J. Ruffell vertheidigte das Verfahren das Kabinets gegen 
die Augriffe d'Jsral's und aͤußerte, daß eine Verwaltung wohl nicht ſon⸗ 
derlich zu tadeln ſel, die während der jetzt dem Schluſſe nahenden Seſſion den in 
England begonnenen Aufſtand erſtickt, den Aufruhr in Irland unterdrückt, die 
Inſtitutionen des Landes aufrecht erhalten und gegen die Einwirkung freinder Re⸗ 
volutionen geſchützt, den Europäiſchen Frieden bewahrt und von 125 Bills, wel⸗ 
che ſie vorgeſchlagen, 105 und darunter manche von großer Wichtigkeit, zur An⸗ 
nahme gebracht habe. Nach einigen Bemerkungen des Hrn. Hume, der feine Zu⸗ 
friedenheit darüber ausſprach, daß die alte ariſtokratiſche Partei, welche bisher 
das Land regiert habe, endlich zerſprengt ſei, las Herr Osborne noch den 
Herren Urquhart und Anftey den Text, deren Reden, wenn man fie zuſammen⸗ 
rechne, fünf volle Wochen der Seſſion weggenommen hätten, und ſprach die 
Hoffnung aus, daß Lord J. Ruſſel nach feinem Beſuche in Irland endlich zur 
Ausführung der Pläne ſchreiten werde, die er ſchon ſo lange in Bezug auf dies 
Land gehegt habe, ohne daß bis jetzt einer derſelben ing Leben getreten fei. Die 
Bill in Bezug auf den Verbrauch von Zucker in den Brennereien wurde hier 
e Fürſt M etter 8 ich hat 1 Brunswick⸗Terrace gemie⸗ 

id wi Wi in Brighton g 

1 — 15 e ae 4 — 7 hat bisher 18⸗ bis 19,000 Pfd. St. 
aufgebracht und wird noch 25 Tage dauern. Die werthvollſten Gegenſtände 
wozu die Gemälde und die Silber⸗ und Goldgeräthe gehören find noch unver⸗ 
kauft. Das berühmte Portrait von Shakſpeare wird ſchwerlich unter 4—500 
St. weggehen. Der wahrſcheinliche Gefammterlös des in dieſem Schloſſe auf⸗ 
geftapelten reichen Eigenthumes wird auf 110 bis 112,000 Pf. St. veranſchlagt. 
Eine mit heraldiſchen Emblemen geſchmückte Niefenlaterne am Portal, wofür 
der Herzog von Buckingham über 1000 Guineen bezahlt hatte, wurde für 32 
Pfd. St. verkauft. a 
N Spanien. 
Madrid, den 24. Aug. Dem miniſteriellen Blatte, Ia Espafia, ſchreibt 


man aus Barcelona Folgendes: „Wir haben in unferer Provinz jetzt zwei Fae⸗ 


klonen ftatt einer, und beide find im Zunehmen. Die naͤchſte Folge davon iſ, 


daß die Einwohner nicht nur an die Regierungen, ſondern auch an eine jede die⸗ 
fer Factlonen Steuern zu entrichten haben, und obenein belegt der General- Capi⸗ 
tain diejenigen Ortſchaften, welche Letzteres thun, mit doppelten Steuern. Die 
republitaniſche Bande des Molino durchzieht alle Ortſchaften der Umgegend von 
Barcelona. Vorgeſtern drangen ſie in Badalona, anderthalb Meilen von hier, 
ein und ſchlugen die Beſatzung zurück, und in voriger Nacht brachten ſie in Tiana 
und Premia, zwei Meilen von hier, zu. Sowohl die carliftifhe, wie die repu⸗ 
blikaniſche Faction bedroht die Ortsbehoͤrden, welche Sturm läuten laſſen, mit 


werde. » 


dem Tode, und der General-Capitain bedroht ſie mit derſelben Strafe für den 
Fall, daß fie es unterlaſſen. Da die Einwohner keinen Schutz bei der Regierung 
finden, jo laſſen fie ſich in Uebereinkünften mit den Faetioſen ein. Während 
dies geſchieht, fühlt Cabrera ſich ſtark genug, um 500 Mann unter Forcadel 
nach dem Maeſtrazgo, dem Schauplatze feiner früheren Thaten, zu entſenden.“ 

— Die Espa ü a ſagt: „Alle Nachrichten, die wir aus Frankreich erhalten, 
kündigen an, daß der Entwurf einer Invaſien der an der Grenze ſich ſammeln⸗ 
den Spaniſchen Republikaner unter der Leitung einer zu dieſem Behuf eingeſetzten 
Junta nächſtens zur Ausführung gebracht werden ſolle.“ Das Blatt fügt hinzu, 
daß Sir Henry Bulwer ſich insgeheim von Paris nach der Pyrenäengrenze bege⸗ 
ben habe, um im Auftrage Lord Palmerſton's dieſe Bewegung zu leiten. 

— Es ſcheint, daß eine Bande Republikaner vor einigen Tagen aus Por⸗ 
tugal in Galicien eingedrungen iſt. Dieſe Leute tragen rothe Mützen nach dem 
Muſter der in Paris gebräuchlichen. . 


Dänemark. m 

Kopenhagen, den 27. Auguſt. „Danevirke, der alte Grenzwau Dane 
marks gegen Süden, ein geſchichtlicher Beitrag zur wahren Auffaſſung der Schles⸗ 
wigſchen Frage,“ iſt der Titel einer von J. J. A. Worſaal verfaßten und von A. 
Courländer aus dem Daͤniſchen ins Deutſche überſetzten Schrift. Es iſt derſelben 
eine illuminirte Sprachkarte beigegeben, durch welche augenſcheinlich bewieſen wer⸗ 
den ſoll, wie weit das Deutſche Sprachgebiet in Schleswig ſich erſtreckt. Die 
Plattdeutſche Volksſprache iſt vorherrſchend in Südſchleswig. Ihre Grenze erſtreckt 
ſich von Huſum bis in die Nähe von Sterup. Die gemiſchte Däniſch-Plattdeut⸗ 
ſche Volksſprache nimmt den unmittelbar nördlich von dem erſten gelegenen Lan⸗ 
destheil von Huſum bis Flensburg (alſo in ſchraͤger, von Südweſt gegen Nordoſt 
anſteigender Linie) ein. Die Frieſiſche Volksſprache iſt nur in dem weſtlich gelege- 
nen Marſchlaude und den dazu gehörigen NordfeesInfeln, von Huſum bis Hover 
vorwaltend. Im ganzen Herzogthum Schleswig waren 1842 von 350,000 
Einwohnern Frieſen 27,000, Dänen mit Daͤniſcher Kirchen- und Schulſprache 
113,000, Dänen mit Hochdeutſcher Kirchen- und Schulſprache (alſo Deutſche) 
16,000, Oaͤniſch⸗Deutſche mit halb Daͤniſcher halb Hochdeutſcher Kirchen- und 
Schulſprache 20,500, Plattdeutſch-Daͤniſche mit Hochdeutſcher Kirchen» und 
Schulſprache 48,500, Plattdeutſche mit Hochdeutſcher Kirchen- und Schulſprache 
125,000. Der Schlußbeweis, durch eine Karte von Südſchleswig belegt, ſtellt 
den alten Grenzwall, das Daͤnenwerk, als die eigentliche Scheidewand zwi⸗ 
ſchen dem Deutſchen und Daͤniſchen Elemente auf. 

Schweden und Norwegen. f 
Stockholm, den 24. Auguſt. (Köln. Zig.) Die Nachricht, daß man in 


Deutſchland endlich anfange, P rkab⸗ 
ren zu laſſen, machte hier einen angenehmen Eindruck. „Aftonbladet“ ſchildert ſo⸗ 


gar mit einer Art von Triumph den Empfang und das Auftreten des Königs von 
Preußen in Köln gegen „Tiden“, welche Zeitung mit ihren Betheuerungen forte 
fuhr, daß ſich der König von Preußen fortwährend in Potsdam in Sicherheit vor 
dem Poͤbel hielte. Preußen hat hier überhaupt nicht allein unter dem Volke, ſon⸗ 
dern auch unter den höheren Staatsbeamten viel wahre und warme Freunde, die 
an feinem Schickſale den innigſten Antheil nehmen. Der Wunſch, daß ber Ki. 
nig von Preußen fortfahren möge, der Sache der conſtitutlonellen Monarchie aufs 
richtig ergeben zu ſein, und daß die Preußen, welche ſtets mit einer fo bewunde⸗ 
rungswürdigen Liebe und Hingebung ihrem Könige gerade in der Zeit der größten 
Noth am treueſten geweſen ſind, dieſen ihren alten Ruhm bewahren moͤchten, iſt 
auch hier allgemein. Zu einer völligen Harmonie zwiſchen Schweden und Preu⸗ 
ßen fehlte bis jetzt noch immer eine conſtitutionelle Staats-Verfaſſung. 
Nord-Amerika. . 

Das Poſtdampfſchiff „Amerika“ bringt New⸗Porker Nachrichten vom 
16. Auguſt. Der Congreß hatte ſich am 14. vertagt. Ein Beſchluß über den 
Antrag auf Ankauf der Rechte und Befigungen der Hudſonsbai⸗Geſellſchaft im 
Oregon⸗Gebiete war wegen Mangels an Zeit nicht gefaßt worden. Dagegen 
hatte der Congreß eine, auch vom Präſtdenten ſanctionirte Bill wegen Ord⸗ 
nung der Verwaltung im Oregon⸗Gebiete angenommen. Dieſes Geſetz iſt ba⸗ 
ſirt auf die Verordnung von 1787, welche für ewige Zeiten die Sklaverei in 
den nordweſtlich vom Ohio belegenen Territorien aufhebt. Im Senate wurde 
zwar ein eifriger Verſuch gemacht, die Anwendung dieſer Verordnung zu ver⸗ 
hindern, derſelbe gelang indeß nicht und fo iſt denn die Einführung der Skla⸗ 
verei im Oregongebiete unterfagt. 5 

— Aus Mexico erfährt man nur, daß Paredes ſich noch auf freien 


Füßen befand. 5 2 
Verſammlung zur ee preußiſchen Staats⸗ 
ng. 
Die achtundvierzigſte Sitzung, vom 1. September, 
N S 


luß.] 
i ivirt den Antrag näher; 

Hr. Feyerabend, als Berichterſtatter, motivirt ag näher; Herr 
Saite eg für denſelben, Hr. Krackrügge dagegen und für fein 
Amendement. Erſterer ſtellt außerdem den Antrag: „daß jedem Combattanten, 
der unter 200 Thlr. Gehalt beziehe, daſſelbe ungeſchmälert als Penſton gewährt 


Finanzminiſter Hanſemann: Er empfinde und fühle das Drückende der 
Lage dieſer wackeren Krieger ſehr wohl, dennoch könne man keine Staatsausga⸗ 
ben votiren, deren Umfang man nicht kenne. Man könne überhaupt bei der⸗ 
gleichen allgemeinen Unterſtützungen nicht vorſichtig genug zu Werke gehen, da 
auch viele Unwürdige ſich zu ſolchen zu drängen pflegten. — Steuerbefreiungen 
würden außerdem von dieſer Debatte auszuſchließen, und an der gehörigen Stelle 
wieder vorzubringen fein. — Zurückzahlungen endlich könnten gar nicht flatte 
finden, da für dieſelben ein Maaßſtab nicht vorhanden. 

Hr. v. Borries iſt gegen den Antrag. Schon jetzt müſſe außerordentliche 

a (Mit einer Beilage.) 


Hülfe geleiſtet, namentlich die Invalidenfonds angemeſſen erhöht werden. Er 
beantrage für dieſen Zwack eine Summe von 500,000 Thlrn. (unterfüst.) 

Hr. Müller (Solingen) will auch diejenigen Preußen in die Unterſſüz⸗ 
zungskategorie gezogen wiſſen, die gezwungen in Franzöſiſchen Kriegsdienſten 
geſtanden haben. 

Hr. Wenger ſſellt zu dem Amendement Hepche das Unteramendement: 
„nur diejenigen Invaliden von der Gewerbeſteuer zu befreien, die als ſolche Uns 
terſtügung bezieben, und ſpricht außerdem gegen das Krackrüggſche Amendement. 

Finanzminiſter Hanſemann: Die Gewerbetreibenden Invaliden müßten 
mit den übrigen in eine Kategorie geflellt und daher ebenſo belaſtet werden, wie 
jene 

Bei der Frageſtellung wird 1) der erſte Theil des Igel'ſchen Amendements, 
wonach die Anträge auch auf die Verſorgung der armen Krieger aus den Feld— 
zügen von 1806 und 1807 erſtreckt werden ſollen, angenommen; ebenſo 2) 
der iweite Theil jenes Amendements, daß die armen Rriraer, welche in dem Fran⸗ 
zöſiſchen Heere dienen mußten und jetzt zu Preußen gehören, mit den zu 1 Ges 
dachten gleichgeſtellt werden; 3) der erſte Satz der Commiſſtons-Anträge mit den 
eben angenommenen Einſchaltungen einſtimmig genehmigt, 4) das Krackrüg⸗ 
ge'ſche Zuſatz-Amendement einſtimmig verworfen, desgl. 5) das Wenger'ſche 
Unter- umendement: „Von der Gewerbeſſeuer find Die befreit, welche nach Nr. 
3 Anſprüche auf Unterfügung haben“; desgl. 6) das Haupt-Amendement von 
Hepche, welcher die Kämpfer überhaupt von der Löſung des Gewerbeſcheins bes 
freit wiſſen wollte; 7) und 8) der 2 und 3 Antrag der Commiſſton einſtimmig 
angenommen; 9) das Friedrichſche Amendement zu dem 1. Antrage (wonach 
die anerkannten unterſtützten Kämpfer aus den Jabren 1813—15 den Invali⸗ 
dengehalt nach ihrer bekleideten Charge erhalten ſollen) verworfen; dagegen 
10) der vierte Antrag der Commiſſton an g enommen; 11) das Zuſatz⸗Amen⸗ 
dement von Hepche, daß die Krieger der traurigen Lage, öffentliche Almosen zu 
beanſpruchen, entrückt würden, einſtimmig verworfen; 12) der fünfte Antrag 
der Commiſſton angenomm en; 13) die beiden Zuſat⸗Amendements von Stal⸗ 
ling und Dehnel und endlich 14) das Vorriesſche Zuſatz-Amendement verwor⸗ 
fen. Da nun die Verathungen des Negierungs Entwurfs über Erhöhung 
der Rübenzucker⸗ und Branntweinſteuer noch auf der Tagesordnung 
ſteht, die Zeit aber dafür ſchon zu weit vorgerückt iſt, fo wird zu der Rerathung 
eine außerordentliche Sitzung auf Sonnabend den 2. d. M., Vor- 
mittags 9 Uhr angeſetzt. Der Präffdent bemerkt, daß er nächſtens wöchent⸗ 
lich ſechs Plenarſttzungen werde halten laſſen müſſen. 
erſtattet nun folgenden Mericht der Bittſchrif⸗ 
om l Unter den eingegangenen Geſuchen befinden ſich mehrere auf 
Medicinal⸗ Angelegenheiten Bezug habende. Zu ihrer Beurtheilung gehört 


beſondere Kenntnih und Vorbildung. Für alle anderen gelehrten Fächer, z. B. 
die Juſtiz, die Kirchen und Schulen, die Staatsverwaltungs-Anaelegenbeiten, 
ſind beſondere Fach-Commiſſtonen beſchloſſen worden. Mit Rückſicht darauf, 
daß von den ärztlichen Vereinen verſchiedener Provinzen Anträge wegen Reform 
der Medizinal⸗Verwaltung angekündigt find; mit Rückſicht ferner auf die große 
Wichtigkeit, welche das 


N die Befugniß 
aus jeder Provinz zwei von den ä 11 Ver * 0 
ihr namhaft gemachte Aerzte dad bs erer Fee e ee eee 


Bei der Abf immung wird der erſte Theil des Commiſſtonsantrags: die Com- 
miſſton aus den Abtheilungen zu wählen, angenommen, der andere Theil 


Nächſte Sitzung: heute Sonnabend, 


aſte Sitzung, vom 2. September. 
Präſtdent: Grabo w. Schriftführer Aba. v. Das 


niels verlieſt das e, der gefirigen Sitzung, welches genehmiat wird. 
Unter 2 1 ace du heben wir nur das des Erzbischofs von 
Griffel (aus ( . auf 4 Wochen icher Geſchäft aus⸗ 
, ind das des Hrn, Jungb chen, amtlicher Geſchäfte halber, 


ae luth hervor, der fein Mandat ganz nie- 


Das Sekretariat führt Beſchwerde Haden Den Ab 
eigenmächtig eine ſeine Rede betreffende Marentbefs g. 
Dierſchke beſchwert ſich entgegengefet 


Dierſchke, welcher 
2 abgeändert hat. — Hert 
( erden über den Hohn ı d ä nit 
welchem fein Erſcheinen auf der Rednertribü ne ſtets Ae ei 2 
ber, um feinen Mandanten ein Mal das wahre Sachperhältniß zu zeigen, hinter 
den Bericht ſeiner Rede eine der Wahrbeit getreue Anmerkung geſſellt, was man 
ihm nicht verdenken könne und werde. (Redner nennt namentlich Hrn. v. Enke⸗ 
vort, welches mit Unwillen aufgenommen wird) 
Man geht zur Tagesordnung über. An derſelben iſt der Bericht der Cen⸗ 
tralabtheilung über den Geſetzentwurf, betreffend die Erhöbung der Steuer vom 
Rübenzucker und Branntwein. Derſelbe lautet auszugsweiſe: A. Bericht 
über Artikel J. des Geſez Entwurfes. Der Geſetz-Entwurf bezweckt, 
le gegenwärtige Steuer von dem im Inlande erzeugten Rohzucker vom J. Scp⸗ 
ber d. J. an um das Doppelte zu erhöhen, alſo dieſelbe von 15 Sgr. auf 


3 von jedem Zoll⸗Centner der zur Zuckerbereitung beſtimmten rohen Rü⸗ 


Sefeden eben Die Central- Abtheilung ſtellt den Antrag: den Artikel J. des 
6 — betreffend die Erhöhung der Steuer vom Rübenzucker und 
Bree zu verwerfen. 


5 üer hat den Antrag auf einfache Tagesordnung geſtellt Gahl⸗ 
reich e an 0 e en den Vorwurf gemacht, daß ſie 
— E. { 5 eo Mabrem conſtitutionellen Geiſte durchdrungen fei, weshalb 
er en 8 hi 1 erbild genannt worden. Er wolle die Wahrheit die 
1er DT Ordn nehmen, und dem Veiſpielt Englands folgen, dem Lande der 
Freiheit, de ung, des conſequenten Fortſchrittes, vor Allem der Conſtabler 


ächter). Die im März 11 2 ; idi 
et zu Sehe wär, ungenen en NIDE en 


egenwärtigen Miniſterio; ob daſſelbe 557 5 7 8 eas 
. — daſſelbe machen Populairfei oder nicht und was für C 


werde. Um das recht gründlich zu erfahren, ſei es nö⸗ 


eilage zur Poſener Zeitung. 


wolle endlich willen, woran er ſei mit dem 


den 7. September 1848. 


nen Groſchen zu bewilligen, bis 
n's Klare gekommen. Er trage 
Antrag an (zahlreich unterſtützt). 
erzichtet jedoch auf das Wort, 
cordneter geſtattet wird. An 


thig, die Taſchen zuzuhalten und nicht eher ei 
= über die Abſichen des Gouvernements ! 
daher auf namentliche Abſtimmung über ſeinen 5 

Finanzminiſter Hanſemann will ſprecben, 
da ihm daſſelbe nur in feiner Eigenſchaft als Abg 
einer Statt tritt f 5 „ it ihm 
ö Hr. Bredt gegen den v. Verg'ſchen Antrag auf, Ene, p ko 
wahrſcheinlich der größte Theil der Verſammlung, verwundert 5 übergehe 
diefen Antrag. In England, was man als Mufterbild citirt habe, = 
man ein Geſetz auf ſolche Weiſe nie, ſondern diskutire es vollſtändig, wen . 
einmal zur Debatte reif geworden. Er hofft daher, daß noch nie ein Antrag f 
glänzend durchfallen werde, als der bevorſtehende. \ 

Hr. v. Berg: Da jetzt Dinge zur Sprache gekommen feien, in denen er 
ſelbſt zu ſprechen wünſche, ſo ziehe er ſeinen Antrag zurück, da er andererſeits 
dem Hr. Bredt die gehoffte Freude nicht bereiten wolle. f 

Hr. Moritz nimmt forort den zurückgezogenen Antrag auf (unterſtützt). 

Der beantragte namentliche Aufruf wird veranſtaltet und ergiebt ſolgen⸗ 
des Nelultat: 335 ſtimmen mit Nein (Verw. des Antrages), 1 (Herr Arnold) 

1 66 fe 
Mu = 8 55 v. Berg habe ſo eben ſeinen eigenen früheren Antrag 
verneint. Das Land würde über das Spiel, welches derſelbe mit der Würde 
der Verſammlung getrieben, richten, um ſo mehr, wenn er gar als Partei⸗ 
führer aufgetreten. 1 mt. 5 

Hr. v. Berg: Hr. Bredt ſcheine ſich ein Vergnügen daraus zu machen, 
die Motive feines Antrages zu verdrehen. Wenn er aber feinen Antrag ein 
Mal zurückgezogen, fo verſlehe es ſich ganz von ſelbſt, daß er denselben, 
wenn ein anderer ihn wieder aufnehme, nicht bejahen werde. Wenn ſchließlich 
Hr Bredi glaube, das er (v. B.) feiner Belehrung bedürfe, fo irre ſich derſelbe; 
übrigens habe er keinesweges in irgend eines Mitgliedes Auftrage geſprochen. 

Hr. Arnold (welcher vorhin allein mit Ja ſtimmte) will ſich wegen ſeines 
Votums vertheidigen, da man fein Vetragen ein „kindiſchts“ genannt (Unruhe, 
Redner verläßt alsbald die Tribüne.) E E 

Die Discuſſion des Geſetzes wird eröffnet, Referent Abgeordneter Schnei⸗ 
der begründet den vorhin verleſenen Bericht näher nach den Modifikationen, 
die in demſelben enthallen. Er ſpricht die Hoffnung aus, daß das Geſetz eben 
fo glänzend durchfallen werde, als vorhin der v. Berg⸗Moritzſche Antrag. 8 

Der Regier.-Rath Scheel widerlegt, als Commiſſar der Regierung, die 
Aufſtellungen der Central-Abtheilung in einem langen, ſehr ſpeciellen Vortrage, 
und vertheidigt die Anträge der Regierung, wobei er ſich auf die ſchlagenden 
Zahlen bezieht. + 

Der Finanzminister: Jedesmal, weun eine Steuer gefordert werde, 
erheben ſich die größten Schwierigkeiten, wie dies die von der Regierung gemach⸗ 
ten dies fälligen Vorſchläge beweiſen. Nicht die Lebhaftigkeit und der Umfang 
des Widerſtandes werden ihm daher den Maßſtab bilden, ſondern die ruhige 
Diskuſſion der Gründe. In der Verwaltung der Finanzen müffe man ſich vor 
bitteren Täuſchungen hüten. Seine NEUER In 1 bei Me e 

| i iſſen Prozentſatz möglich, un 
na ei, — Ellen der Klaſſen⸗, Diabl- und Schlachtſteuer vor⸗ 
ſchlagen. Dazu müſſe man jedoch das Einkommen kennen, und ſobald er die- 


dies begründet, werde er der Verſammlung die Vorlagen machen. Ferner fei 
bee. f 


viel Kerpen Bezichung auf Zucker geſprochen worden. Die ganze 
Nübenzuderfabrifation BE back Föhn abftwllich eingeführten Schutzzoll 


entſtanden. Die Abſicht der gegenwärtigen Vorlage ſei auch gar nicht, die Ein⸗ 
nahmequelle zu erhöhen, ſondern das Gewerbe naturwüchſig werden zu laſſen. 
Wir bezahlen jetzt ſchon 2 Mill. für das Beſtehen der Rübenzuckerſabriken. 
Solchen Verhältniſſen müſſe die Regierung entgegenwirken, damit ſich die Rü⸗ 
ben zuckerfabrikation nur da entwickele, wo das Klima der Rübe günſſig ſei. 
Weiter habe man angeführt, daß viele Arbeiter durch die Steuer-Erhöhung 
bredlos würden. Dem ſei aber nicht ſo, da die einmal vorhandenen Rüben 
doch verarbeitet werden müßten, und die Fabrikbeſitzer fie nicht verkommen laſ⸗ 
fon. ‚Dann habe man geſagt: die Rübenzuckerfabrikation könne bei der Steu⸗ 
trerhöhung nicht beſtehen. Aber eben dieſe Sprache ſei geführt worden, als man 
die Steuer von 10 Sgr. auf 1 Rihlr. erhöht und am 3. Juli 1844 haben Far 
brikanten an den König geſchrieben, daß fie bei der Erhöhung nicht mehr beſſe⸗ 
hen können. Dennoch haben die Fabriken feitdem zugenommen, und es fein, 
alerme Summen verdient worden, worüber er fd freue, da er nicht zu denen 
gehöre, welche der Zunahme des Vermögens abhold ſcien. Aber auch abgefehen 
davon, habe ſich ein anerkannter Freund des Schutzzolls, Hr. * er 
Die jegige Maßregel erklärt. Dieſe ſei nothwendig, damit die Rübenzuckerfa⸗ 
brifation ernſtlich vorwärts firebe. Man habe endlich das alte er 
geiadelt. Wenn von dem alten Syſtem auch vieles aufgegeben werden müſſe, 
ſo ſei doch unter demfelben nicht Alles ſchlecht geweſen. Die frühere Zeit habe 
Glorreiches in Stiftung des Zollvereins geleiſtet, und diefen dürfe man nic 
gefährden. Dies geſchehe aber mit Verwerfung der Gefetzvorlage und Da 
fiöre man die Deutiche Einheit. Die Zollgeſetze des Zollvereins er 
durch, daß ſich die einzelnen Regierungen über beſtimmte Maßregeln vere 955 
/ . * Volksver 
ren. Doch nie ſei in einem Deutſchen Verfaſſungsſtaate von der eigert wor⸗ 
tung die nachträgliche Zuſtimmung zu derartigen Finanzgeſetzen Belege” Ver⸗ 
den Auch habe unſer Staat nicht den kleinſten Einful auf dien ache Einheit 
werfe man alſo die Vorlage, ſo bringe man einen Riß in die Pacht, ob dies 
Velächter zur Linken. Redner: Ich höre Lächeln, und 17 fo dürfen Sie 
meinen Worten gilt. Wenn ich dieſen Gegenſtand hier behal Deutſche Einheit, 


f der die 9 
ihm wohl Ernſt gönnen.) Wolle man den Zollverein und ahregel, welche jetzt 
ſo müſſe man alle Eonfequenzen daraus ziehen. Die Wolfes. 


vorgeſchlagen, ſei nothwendig, gut, und zum Schutze de 


. inen Diskuſſion, was ge⸗ 
Hr. Elsner beantragt den Schluß der ae: „Die Steuer von 


5 iefer 8 
nehmigt wird. Man geht nun zu Art. J. Diele nach Maßgabe der 

dem Im Aal aus Nüben erzeugten Robzuder mir en dJ ir 
viſoriſchen Verordnung vom 18. Juni d. J * 4 


mit 3 Sgr. von jedem | 
Zwei Thaler für den 3: lcentner betragen den * u 8b 
der zur Zuckerbereitung feen ro EN September d. ha ‚dom 1 Sep⸗ 
— 1 2 8 H u * 5 7 
JJ Zi BC Ott aidr Tan, mi 


aber ſchr oft an den Schluß gemabnt. Für die Abſtimmungen wird der Na 


mens⸗Aufruf beliebt. 
doch mit Weglaſſung der Worte „vom 
Prinzip des Geſetzes feſtzuflellen. 


Reſultat des Namensauftufes: mit Ja ſtimmten 195, mit Nein 131, es 
fehlten 76. Der Art. I. iſt daher, mit Ausnahme der vorbehaltenen Worte: 
„bis zum 1. Septbr. 2c.“ mit einer Majorität von 64 angenommen. 

Man ſchreitet nunmehr zur Abſtimmung über das v, Unruh'ſche Amende⸗ 
ment: „daß die Beſtimmungen des Art. I. vom 1. Sept. 1849 an in Geltung 
b, wenn daffelbe durchfalle, 


treten ſollen.“ Es wird faſt einſtimmig beſchloſſen, da 
man dadurch den ganzen Wortlaut des Art. I. für angenommen halten würde. 
— Auch hierbei wird die namentliche Abſtimmung beliebt. 
Reſultat: mit Ja ſtimmten 136, mit Nein 175, es fehlten 91. 


ment iſt daher mit einer 


wehrgeſetzes zur Diskuſſton.) 


Die erſte Frage lautet auf Annahme des Art. I. 


Majorität von 39 verworfen, und ſomit Art. I. 
unverändert angenommen. — (Die Sitzung ſchließt um 5 Uhr. 
nächſten, Montag den 4., Morgens 9 Uhr ſtattfindenden, kemmt der Bericht der 
Poſener Commiſſion [wie beſchloſſen worden] und die Fortſetzung des Bürger⸗ 


entgegen zu arbeiten.“ 


In Anerkennung der 
zu einem gleichen Vereine 


der That bewährt hat, 


Sie lieferte folgendes 
Das Amende⸗ 


gen der HH. Mittler, 
In der 
v. Haſſenkrug. 


Guderian. 


[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich. 


Der Verein für König und Vaterland, der bereits faſt über 
hat nach ſeinen Statuten es ſich zur 
Aufgabe geſtellt, „für die Rechte des Königs und für dir aller Klaſſen 
des Volks auf dem Boden der konſtitutionellen Monarchie mit 
zu dem Ende einer ſalſchen Volks 


alle Provinzen des Staats verbreitet iſſ, 


Wort, Schrift und That zu kämpfen und 


Stadt⸗Theater in Poſen. 
Donnerſtag den 7. Sept.: Der Allerwelts— 
vetter; Original-Luſtſpiel in 3 Akten von Roderich 
Benedir. — Zum Schluß: Der Kurmärker und 
die Picarde; Genre-Vild mit Geſang und Tanz 
aus den Jahren 1814 und 1815, von L. Schneider. 


Fahrplan 
der Stargard⸗Poſener Eifen- 
bahn. 
Von Poſen ab 


Nachmit⸗ 


unge | Mor: 
. ah 2 
Stationen a mitt. | tags 
zahl u. M. Uhr Min. 
Abfahrt von Poſen . | * dal 4 | 4 
s Rokitnice. 2 1013 436 
7 » Eamte . 2 1042 ARE 
51 Di 11 
P „ Mronte . 27 [110166 5 a 
= = Dragig 32 12 I 6 43 
| andern Mord, 
„ »Woldenberg! 4 1258 6 | 45 
Ankunft in Stettin 1314160 10 28 
I 


Ankunft in Berlin... 18 
45 


Nach Poſen zu: 


| 9135| 4.| 58 
| 


Stationen. | Morgens Mittags 
Uhr Min. | Uhr Minut. 

Abfahrt von Berlin... | 6 45 11 30 
. Stettin. 11 20 5 — 
: andern Morgens 

"2 „ Woldenberg] 2 56 ver 
= - Dratzig. . 3 46 7 58 

\ = MWronfe . 41 3318.) 51 
2 Samter . 5 9 931 

„ »Riokitnice 5 36 | 10 14 
Ankunft in Polen . . 61 210 J 43 


Die Perſonenfahrpreiſe betragen auf unſerer Babn 
durchſchnittlich für die Meile in den drei verſchie⸗ 
denen Wagenklaſſen 3 Sgr., 44 und 6 Sgr., mit der 
geringen Abweichung, daß eine nicht volle Viertelmeile 
hier als voll, dort gar nicht berechnet iſt. 


Darnach iſt der Perſonen⸗Fahrpreis: 
a in der Wagenklaſſe 
Sul: 11), 
Sgr. Sgr. 
zwiſchen Poſen und Roxitnice . 13. 9%. 65. 
„ Rokitnice und Samter . . 12. 9. 6. 


„ Samter und Wronke. . 15. 11. 7. 
Weonke und Dragig. . . 21. 155. 104. 
„ Dratzig und Woldenberg 23. 17. 113. 


enn 
i . Nele. for, Nilr. far. Nilr. far. 

» Pofen und Stettin 5. 13. 4. 2. 2. 213. 
= Pofen und Berlin 8. 28. 6. 243. 4. 
Kinder bis 10 Jahren zahlen die Hälfte. Jeder 
Reifende hat 50 Pfd. Gepäck frei, Kinder 25 Pfd. 
Frachtgüter zahlen zwiſchen Poſen und Stettin, 
wenn dergleichen von geringem Werthe oder ſchwer 


4 


— 


‚je Souverainität, der Republik und Anarchie, 
1. September d. J. an“, um ſomit das 


Hrn. Beely Behufs der 
ſammenkunft wird noch ö 
Poſen, den 5. September 1848. 
Buttendorff. Gründler. 
Rau. Hildebrandt. Dr. Freimark. Löſchke. 
Beely. Cranz. 
Brettner. Neigebauer. Günther. Keigel. Kierſte. Dr. Siedler. 

Döppner. G. Müller. H. Barthold. Wandelt. 


wie der geſetzwidrigen Reaktion 
Wichtigkeit dieſes Zweckes find die Unterzeichneten 


9 hier in Poſen zuſammengetreten und in der Ueberzeu⸗ 
gung, daß die Bürgerſchaft in Poſen, wie ſie bisher es ſo vielfach mit 
von gleichen Grundfätzen durchdrungen iſt, laden 
wir unfere geehrten Mitbürger ein, recht zahlreich dieſem Vereine beizutre⸗ 
ten, damit im ganzen Lande immer mehr an das Licht komme, wie die 
unermeßlihe Mehrheit des Volks nicht für Republik, nicht für 
Anarchie, ſondern für das conſtitutionelle Königthum iſt. 

Zu dieſem Zweck ſind Aufforderungen zum Beitritt in den Buch handlun— 
Heine und Scherk, ſo wie in der Konditorei des 
Unterzeichnung ausgelegt. Tag und Ort der Zus 
ffentlich bekannt gemacht werden. | 


Kniffka. Hirſch. Dähne. Knorr. 
N F. Bielefeld. Stockmar Dr. Klee. 
Schlarbaum. Zembſch. v. Foreſtier. Henſel. 
T. van Baren. 


mit geringem Umfange find, z. B. Getreide, Holz, 


Eiſen, Zink, Kupfer u. für den Centner 71 Sgr., 
font und als Regel 10 Sge., und Möbel, Betten 
x: 15 Sgr. ö 

Dieſer Preis, bei über 27 Meilen, beträgt alſo 
für einzelne Stationen eine Meile der Centner nach 
den Gegenſtänden 34 — 4 und 63 Pfennige. 

Ausführliche Fahrpläne find für 1 Sgr und un⸗ 
fer Betriebs⸗Reglement, welches die gegenfeitig ver⸗ 
yflichtenden Beſtimmungen, unter welchen Perfonen⸗, 
Güter⸗, Vieh- und Equipagen-Beförderung auf uns 
ſerer Bahn übernommen wird, iſt zu 2 Sgr. auf 
allen unſeren Bahnhöfen zu erhalten. 

Stettin, den 20. Auguſt 1818. 


Directorium der Stargard⸗Poſener Eiſen⸗ 
bahn- Geſellſchaft. 
Maſche. Fraiſſinet. Hartwich. 


59 ER an es Fr.-Wilh.⸗Gym⸗ 


naflums wird an dieſem Tage nicht ſtatt finden. 


Das am vergangenen Freitag ausgefallene Con— 
cert der Bürgergeſellſchaft findet Morgen 

den 8. September Nachmittags 4 Uhr 
im Garten und bei ungünſtigem Wetter im Saale 
des Odeums ſtatt. 

Poſen, den 6. September 1848. x 

Der Vorſtand der Bürgergefellfdaft. 


— MT — — ——ꝶ́—ͤ— 


Bekanntmachung. 

Die Salz ⸗Anfuhr aus dem hieſigen Salz-Ma⸗ 
gazin nach Wreſchen ſoll unter den gewöhnlichen 
Bedingungen resp. auf 1 Jahr und 3 Jahre, vor⸗ 
behaltig höherer Genehmigung, öffentlich an den Min⸗ 
deſtfordernden ausgeboten werden Es wird hiezu 
ein Termin auf den 19. Septbr. c. in unſerm Amts⸗ 
lokal angeſetzt, wo auch die Bedingungen von heute 
ab während der Amtsſtunden eingefehen werden 
können. 0 

Poſen, den 4. September 1848. 

Königl. Haupte Steuer Amt. 


Ein Actuarius, 

gewandt und zuverläſſig, wird gefucht für Patrimo⸗ 
nial⸗Gerichte. Das mit der Stelle verbundene Ein⸗ 
kommen beträgt mindeſtens 240 Nihlr jährlich. Frans 
kirte Meldungen, welchen ein kurz gefaßter Lebens⸗ 
lauf wie Abſchrift der Zeugniſſe beizufügen, find zu 
adreſſiren an das Gerichtsamt Gr. Leipe zu Praus⸗ 
nitz in Schleſten. 


DEI RI TT 
Hiermit die Anzeige, daß ich mich hier etablirt u. N 
Portraits in Oel, Paſtell und Aquarell male, 
auch Schilder aller Arten verfertige, und erſuche 

0 ein hochgeehrtes Publikum, mich mit allen der⸗ 
artigen Aufträgen beehren zu wollen. > 
Auch ertheile ich in Schulen, wie privatim 
Zeichenunterricht. 0 5 

F. Weyl, Portraitmaler und Königl. 
akad. gepr. Zeichenlehrer. 
Attelier: kl. 1 05 im Jaffe⸗ 
auſe Parterre. 
N ſchen 5 


— 


Marktbericht. Poſen, den 6. Sept. 
Spiritus pro Tonne von 120 Quart zu 808 Tr. 18 


Druck u. Verlag von W. Decker & Comp. 


Wiaurſt⸗ Picknick, 


— 20 


Rthlr. bis 183 Rthlr. 


Verantwortl. Redacteur: C. Henfel. 


Vermiethung. 

In dem Fechner ſchen Haufe, Mühlenflr. No. 
12, ſind mehrere große und kleine Wohnungen neu 
reſtaurirt und theilweiſe tapezirt, mit und auch ohne 
Stallung, ſogleich und vom J. October ab zu vermie⸗ 
then. Nähere Auskunft im Adminiſtrations⸗Bürcau 
Friedrichsſtraße No. 30. An ſchütz 


e d e 
Königs⸗Straße No. 1. find vom 1. Oktober ab 


zwei Parterre-Wohnungen mit und ohne Stallung 


und Wagenremiſe zu vermiethen. 
Friſche Weintrauben aus Radojewo, das Körb⸗ 

chen zu 73 Sgr., find täglich St. Martinſtraße No. 

78. zu haben. 


Heute Donnerſtag den 7. September 1848 zum 
Erſtenmal auf vieles Verlangen: 


Anſchütz. 


hen 


Tanzvergnügen, Gänſe⸗ und Enten ⸗Ausſchieben 
Friedrichsſtraße No. 28. T. Zychlinski. 


Donnerſtag den 7ten Sept.: Großes Konzert 
bei Kufus, Städtchen No. 13. 

Anfang Nachmittags 5 Uhr. Entree für eine 
Perſon 23 Sgr., für eine Familie 5 Sgr. 


- Berliner Börse. 
Den 4. September 1848. 


inf I Brief. | Geld, 


Staats-Schuldscheine...B 33 — 74 
Seehandlungs-Prämien-Scheine 2 — 1.88 — 
ur- u. Neumärkische Schuldversch. 314 — 72} 
Berliner Stadt-Obligationen... ... 34 — ei 
Westpreussische Pfandbriefe. 34 | 804 er 
Grossh. Posener nen 4 * 965 
n ache 33 — 784 
Ostpreussische 8 31 — 86 
ommersche Be ee 3 90 | — 
Kur- u. Neumir k 34 | 907 904 
Schlesische ae t 373 — BR 
x v. Staat garant. L. .. | 34 | — 81 
Preuss. Bank-Antheil-Scheine . 4 874 |. 864 
Friegeichsdior, . e.. 0...‘ — 1311 132% 
Andere Goldmünzen à 5 Rthlr. — 121 127 
Disvonto . / Re — 33 43 
Eisenbahn - Actien, 
voll eingezahlte: 
Berlin-Anhalter A. . 41891 — 
» Priorität 4 834 | 83 
Berlin-Hamburger. .. ........ 4 684 | — 
„ Frforfüts . ... 444 — 897 
Berlin-Potsdam-Magdeb RE 4 554 | 54, 
» » Prior. A. B 4 A — 
* * — — 5 * 874 
Berlin-Stettinen . ZA 90 89 
Cöln-Minde ner 31 — 76 
* Priorifäts- s 4 1193 92 
Ma bun n 4 101 103 
: N sche 7 7 
Niedezaehlen? Märki drin- 45 — 703 
2 „ ie 0 
Ober- Schlesische Litt. A. N b 921 he, 
6 BB N 31 921 — 
c N .. ” . iu — 56 155 
* Stamm riori äts- 873 4 
Prloritäts- “ie 8 105 3 
8 Ne i — — 
Thüringer. it 5 e 4 541531 
Stargard-Posen err 4.169 68 


